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BürgermeisterSetzzeröffnet um17 Uhr1o dieSitzung

und teilt zunächst mit ,dass der Punkt 'Neufestsetzung der Hafengebührenfür
den Freudenauer Hafen ' vonder Tagesordnung abgesetzt wurde .

Ohne Debatte werden angenommen Aenderungen des Flächenwidmungs - ¬
und Bebauungsplanesfür den XIII . ,XIX ,und XXI ,Bezirk .

GR ,Friedjung ( soz ,dem . ) referiert über den Antrag ,die vomGe¬
meinderat genehmigten Kosten für die Erweiterung des Neustifter Friedhofes
in der Hzhe von Schilling 193 . 000und für die Ausgestaltung derFeuerhalle
in der Hzhe von 120 . 000Schilling als Betriebsausgaben anstatt unter " In¬
vestitionen "zu buchen ,Infolge des günstigen Gebarungsergebnissesistes
nicht nötig ,zurDeckungder Kosten für den erstgenannten Friedhof ,wie
ursprünglich beabsichtigt ,die Betriebsrücklagen heranzuziehen ,eskönnen
vielmehrdie Betriebsüberschüsseverwendetwerden .Ebensokönnendieübrigen
Herstellungen auf das Gebarungsergebnis verwiesen werden .

GR. Dr . Arnold( chr . soz . )spricht die Meinung aus ,dass diese
UmbuchungenihrenGrundin einerBeanständüggdurchdenRechnungshofhaben,
der zwischendenerwerbsmässigenundjenen Betriebenunterscheidet ,die
ausschliesslich oder vorwiegend hoheitsrechtliche Aufgaben zu erfüllen haben ,
hei welch letzteren nach der Ansicht des Rechnungshofesein Gewinnnicht
erzielt werdendürfe .Nunhabendie BetriebeGemeindefriedhöfeundFeuerhalle.
die zur zweitenGruppegehöreneinen sehr namhaftenUeberschussvon ' 2Mil¬
lionen aufzuweisen ,woraushervorgeht ,dass die derzeit eingehobenenGebüh¬
ren zu hoch sind .GR. Dr .Arnold stellt daher den Antrag ,demamtsführenden
Stadtrat aufzutragen ,dem Gemeinderat unverzüglich Vorschläge über die Herab¬
setzung der Gebührenfür Grabstellen ,Beerdigungund sonstige Arbeitenzu
unterbreiten.Wenndagegeneingewendetwird ,dassheutedieGebührenniedriger
sind als in der Vorkriegszeit ,se ist darauf zu sagen ,dass in einer so
schrecklichen Zeit wie der heutigen bei Aufwendungender Pietät derMasstab
der Valorisation nicht angewendetwerdenkönne .DerRednererklärt weiters ,
dass seine Partei aber auch grundsätzlich gegen diese Art vonUmbuchungen
ist .Eshandeltsichhier zweifellosumInvestitionenumnichtumlaufende
Ausgaben. Wenndie ganzenhier in BetrachtkommendenBeträgein derHöhevon
408 . 000Schilling von Investitionen auf das Konto laufende Ausgabenumgebuch :
werden ,so bedeutetdas ,dass der GebarungsüberschussumrundeinDrittel
herabgemindertunddie Einsicht in die wahreBilanzverschleiertwird .

DurchsolcheBilanzenwerdesowohlderOppositionwieauchdemRechnung
hof die Kontrolle erschwert und er stelle daher auch in diesemZusammenhange
menAntrag ,denverfassungswidrigenGeheimberichtdes Rechnungshofesan
den Magistrats - DirekterunverzüglichdemGemeinderatundderOeffentlichkeit
zur Einsicht vorzulegen .( Beifall b .d .Chr .soz . )

in domPetriebGR,Rotter( . . )bemerkt ,dass Friedhofver¬
waltung beträchtliche Ueberschüsse erzielt wurden ,die nunmehrfür Betriebs - ¬
auslagenverwendetwerdensollen .Dasist in unserenAugeneineSchiebung .
In dieser ausserordentlich schwerenZeit wird es den allermeisten Menschen
sehr schwer ,die Begräbniskosten für ihre Verwandten zu bezahlen .Ein solcher

Betriebwiedie Friedhpfsverwaltungdarf nicht auf Gewinnberechnetsein .Aus
den erzielten Ueberschüssenergiht sich ,dass die Tarife desFriechofabetriebes
viel zu hoch sind .Er stelle daher den Antrag ,die Tarife des städtischen
Friedhofsbetriebesunddes städtischenLeichenbestattungsbetriebeswerden
für minderbemittelte Gemeindeangehörigesoweit herabgesetzt ,dass beidiesen
zwei Betrieben keine Gebarungsüberschüsse verbleiben ,Der Rednererklärt32u
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das s seine Fraktion dem Referentenantrag nicht zustimmen werde .

( Lebhafter Leifal . . . . )
GR .Friedjung( soz .dem . )widerspricht in seinemSchlusswort

der Meinungdes GR. Arnold ,dass der Bericht des Rechnungshofes die gegen¬
swändlichen Umbuchungenveranlasst habe . DerBericht des Rechnungshofes hat
mitdiesen Umbuchungengarnichts zu tun .Es handelt such hier vielmehrum
Notwendigkeiten in der Betriebsführung .Bei dem Betrieb Gemeindefriedhöfe
sind Rücklagen unbedingt notwendig ,da immer wieder Grundkäufe vorgenommen
werden müssen .( GR . Dr .Arnold :Aber nicht um eine Million Schilling ! )Ausser¬

dem muss ,wenn eine Auslage als Investition geführt wird ,dieses Geldverzins
werden ,während ,wenn die Auslagen aus den Erträgnissen des betreffenden

Betriebse bestritten werden ,sie zinsenlos bleiben und deshalb billiger sind
Da die Gemeindesparsam wirtschaften muss,hat sie die zweite Methodegewählt
Die Gebührenselbst sind weit untervalorisiert .Einzelde Gebührenwiedie
für Totenbeschauund Totenbeschreibung ,die es vor demKrieg gegebenhat ,
gibt es überhaupt nicht mehr .Die andeen Gebühren sind für Minderbemittelte
ganz ausserordentlich herabgesatzt .An eine Senkung der Eingänge der Gemeinde

kann heute angesichts des Rückganges der Gemeindeeinnahmen nicht gedacht
werden . DerBerichterstatter wendet sich sodann nachdrücklich gegen den Vor¬

wurf ,dass es sich hier um eine Schiebung handle .Eiese Angelegenheit wird
ja ganz offen im Gemeinderat hehandelt .( GR. Dr . Arnold( chr . soz . )Es ist eine
Bilanzverschleierung ! )Was den sogenannten Geheimbericht betrifft ,wurde

schon wiederholt festgestellt ,dass es einen Geheimbericht gar nicht gibt ,
sondern cass das ein Bericht des Rechnungshofes an dån Magistrats Direktion
ist .( Zwischenrufe . -GR. Stöger ( chr . soz . ): Aber er wird geheimgehalten . - ¬
GR . Ar .Arnold : Wirwerden keine Ruhe geben,bis der Bericht aufgelegt wird !
GR .Stöger :Der Bericht ist einGeheimbericht ! )

Bgm .Seit z ,der schon wiederholt zur Ruhe gemahnt hatte ,ersucht

nun die CR ,Stöger und Dr .Arnold .die Verhandlung nicht zustören .
GR. Dr .Friedjung ( sez .dem. ) spricht sich

für die Ablehnung der Anträge Dr .Arnold und Rotter aus ( Lebhafter Feifall
bei der Mehrheit . -Zwischenrufe ) .

Der Referentenantrag wird angenommen .Bei der Verkündigung des
Abstimmungsergebnisses rufen die Nat .Sos :Die Maschine funktioniert tadel - ¬

los .
Die Anträge Dr .Arnold und Rotter betreffend dieGebührenherabse

zung werdenabgelehnt .
Den Antrag Dr .Arnold betreffend Vorlage des " Geheimberichtes

des Rechnungshofes "erklärt der Bürgermeister nicht zur Abstimmung bringen

zu können ,da es einen solchen Geheimbericht nicht gibt .
GR. Lötsch( soz .dem . )referiert über den Ankauf eines Grundesan

der Lainzerstrasse durch die GemeindeWienvon der Union - Baugesellschaft
Er weist darauf hin ,dass die Gemeindebereits im Besitze einesGrundstückes
auf dem sogenannten Promenadeweg in Lainz ist ,das aber nur verwertbar wird
wennder Strassengrund ,umdenes sich handelt und der im Besitz derUnion¬
Baugeselschaft sich befindet ,in den Besitz der Gemeinde übergeht .Die Union

Baugesellschaft hat dieses Grundstückder Gemeindeangeboten .DurchdenErwer
dieses Grundstücks wird der städtische Besitz wertvoller und es wird eine

Arrondie ung durchgeführt ( Zwischenrufe b .d .Nat .Soz . - Gratzenberger( . . )
Unddann verdienen die Juden daran ) .Der Quadratmeter des Grundstückeskostet
36 Schilling ) .

St . . Kunschak( chr . soz . )bemekt ,dass der Crundankaufnachmehr
als einer Richtung anfechtbar ist .Zunachst muss gefragt werden ,warumdie325
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Gemeindediesen Grundüberhaupterwirbt . DieGemeindebesitzt dort einklei¬
nes Grundstück ,an dessen Verbauung durch die Gemeinde nicht gedacht werden
kann ,da es zu klein ist .Soll es verbaut werden ,so müssendieanliegenden
Flächendazu erwaenwerden .Aberdie Konfigurationauch desarrondierten
Baugnundesermöglichtnach den Bestimmungender Bauordnunggar keineandere
Verbauungals dic einer kleinen Villa mit einem unverhältnismässiggrossen
AufwandvonBaugrund ,der unverbautbleibenmuss .Nunhat manin derletzten
Gemeinderatssitzungdie Abneigungunddas ganzeMassder Entrüstungder
MehrheitsparteiengegenVillenbautenvernommenunddasselbeLiedisterst
jüngst auch im N,tionalrat gesungenworden . Esist auchnichteinzusehen ,
warumdie Gemeindedort eine vereinzelt stehende Villa bauen sellte ,wenn
sie dazu noch ein weiteres Stück ebenfalls unverwertbaren Baulandeskaufen
müsste . Esliegt also gar kein Grund zum Ankauf vor .Dazu noch in einer

nach der Angabe des ReferatesZeit ,wodie Gemeindesparen muss .Der Baugrundwird/mit . 6Schilling per
Quadratmetererworben .In Wirklichkeit stellt er sich aber beiHinzurechnung
der Nebengebührenauf rund37Schilling .Ich kennedie Verhältnisseinder
Gegendsehrgenauundweiss ,dassin denletztenzweiJahrendortBaugründe
um22 Schilling ohne Nebengebühren ( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei denChr . soz . )
und um rund 28 Schilling mit den Nebengebühren ver äussert wurden .Nabeihat
es sich um baureife Gründe in der gleichen Lage gehandelt ,während es sch
hier umeinen Baugrund handelt ,der nicht baureif ,sondern Ackerlandist .
Wir kaufen also in einer Gegend in der zur Zeit der Hochkonjunktur für die

Grundspekulation baureifes Gelände umhöchstens 28 Schilling gehandelt wurde ,
heute in einer Zeit ,in der der Wert des Baulandes um mindestens 1oProzent
zurückgegangenist ,einen Ackergrundum37 Schilling .Nunhat die Union -Bauge-¬übe
sellschaft den Baugrund ,der heute um/153 . 000Schilling gekauft wird ,im

JännervorigenJahres ,also in einer Zeit ,woder Grundpreisnochweithöher
war als heute ,um126 . 715Schilling einschliesslich aller Nebengebührener - ¬
worben .Sie hat also in 17 Monaten26 . 605Schilling rein verdient ( Zwischen¬
rufe . -GR. Frauenfeld ( . . ) :Eine saubere Geschichte ) .Sie bekommt also um
21Prozentmehr ,obwohlsie nachderallgemeinenMachtlagenurmiteinemVer¬
lust von etwa 1o Prozent aus demGeschäft heraussteigen könnte .WelchesIn¬
teressehat die Gemeindedaran ,ein solchesGeschäftzumachen?(Zwischenrufe. -¬
GR. Mühlberger ( . . ) : Damitein paar Juden verdienen ! )Dieses Geschäft ist

ausserordentlich bedenklich und stellt eine Vergeudung des Gemeindevermögens .
im Hinblick auf die wirtschaftliche Lage der Gemeinde ,auf di vollständige
Ueberflüssigkeit der Erwerbungund im Hinblick auf den bedeutenderhöhten
Kaufpreis dar .Seitens der Union - Baugesellschaft liegt hier ein typischer
Fall vor ,deralle MerkmalederSpekulationunddesWuchersansichträgt .
( GR .Frauenfeld ( . . ) :Eine Gaunerei ist das ! )Seitens der Gesellschaft ist
ein solcher Vorgang ,wennauch nicht verzeihlich ,so doch erklärlich ,da
es ihre Aufgabeist ,möglichstviel zuverdienen .AberwiekommtdieGemeinde
dazu ein solches Geschäft zu finanzieren ? Wirsind durch unser Gelöbnis gebun¬

den an die Pflicht ,das Gemeindevermögen möglichst zu schonen ( Zwischenrufe
und lebhafter Beifall . - GR. Dr. Arnold( chr . soz . ) : Wassagt der HerrBürgermeister
dazu ? )DieGemeindehat die Verpflichtungmwennsie schonBaugründekauft ,
sie möglichst billig uns so zu kaufen ,dass ihr kein Nachteil erwächst .Aus- ¬
serdem ist der Kaufvertrag auf Grund des § 99 der Verfassurg abgeschlossen
worden ,der nur dann angewendet werden darf ,wenn der Gemeinde aus der Nicht¬
durchführung eines Geschäftes schwerer Schaden erwächst .( Zwischenrufe . -. R.
Dr .ArneldWassagtderHerrBürgermelster dazu ! )Damussmanschonfragen,326
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welcher Schaden für die Gemeinde entstanden wäre ,wenn das Geschäft nicht
unter Anwenlung dieses Paragrapahn gemacht wonden wäre .Die Union -Bau¬
gesellschaft hätte den Grund sicher nicht an jemanden anderen verkauft ,
da sie einen so guten Käufer nicht gefunden hätte ,und auch wenn sie ausge¬
sprungen wäre ,hätte die Gemeinde nichts verloren .Dern der Baugrund dürfte
auch in den nächsten Jahren nicht verbaut werden .Ja ,wenn die Gemeinde die
Verkehrsinteressen im Auge hat ,wird sie dieses Gelände überhaupt nicht
verbauen ,sondern es zu der dort sehr notwendigen Strassenregulierung ver¬
wenden müssen .Zu all dem kommtnoch ,dass der Seinerzeitige Ankauf
des Grundstückes seitens der Union -Baugesellschaft vom Stift Klosterneuburg
durch eine Mittelsperson erfolgt ist ,die eine Provision von über . 000
Schilling erhalten hat . Wennman das berücksichtigt ,erhält die Union - Bau - ¬
gesellschaft nicht nur um 26 .000 ,sondern um rund 30 . 000Schilling mehr
als sie für den Kauf angelegt hat ,das sind 27 Prozent in einer sokurzen
Zeitspanne .Ein solches Geschäft kann sich sehen lassen .Die Gemeinde kann
sonst bei Grundkäufen sehr knauserig sein und sie wagt sich dabei sonst

hart an Methoden heran ,die eine Erpressung bedeuten .So hat man imX .
Bezirk einen Grundbesitzer den Grundpreis so herabgedrückt ,dass er erklären
musste,um diesen Preis nicht mehr verkaufen zu können .Darauf hat man ,um
ein Exempel zu statuieren ,den Verbauungsplan der Gemeinde geändert und seinen
Baugrund måt einer Parkwidmung belegt ,sodass der Grund unverkäuflich geworden

ist ( LebhafteEntrüstungsrufe bei de .Chr . soz . ) .Das ist auch inverschiedenen
anderen Fällen vorgekommen .Hier auf einmal dieses unerhörte Entgegenkommen ,

diese unerhörte Ueberzahlung und diese Eile um dieses für die Gemeinde so

schädliche und für die Union - Baugesellschaft so bedächtig nützliche

Geschäft möglichtt bald unter Lach zu bringen ( Lebhafter Neifall beiden
Chr . soz . )

. R .Weikert ( . . )erklärt ,er werde als gewöhnlicher Arbeiter sich
der Arbeitersprache bedienen (Rufe der . . gegenSt . . Weber . )DerGe¬
meinderat werde bei dieser Angelegenheit vor eine vollendete Tatsache ge- ¬

setzt ,an der nichts mehr zu rütteln ist .Wir Nationalsozialisten halten es
für eine Pflicht der Gemeinde ,Grundstücke zu gemeinnützigen Zweckenzu
erwerben ,aber zu möglichst billigen Preisen ,Dasist hier nichtgeschehen .
Der Preis des me mit allen Kosten stellt sich auf 10 ( St . . Frauenfeld :
Da ist Licht und Luft für HerrnSt . R.Weber dabei ! )Das Grundstück wurde im
vorigen Jahr von den Stift Kletterneuburg zu einem Preis von 28 : fürden

9
m angekauft ,wobei ich feststellen muss ,dass schon das ein Wucherpreis

war .Dass sich nun die Gemeindedazu hergibt ,so teure Grundstücke zukau¬
fen ,das bedeutet eine Verschleuderung und Vergeudung der Steuorgegelder ,
die aus der Arbeiterschaft herausgepresst werden( Lebhafter Beifall bei
den Nat .Soz .) .Aus den Ausführungen des Referenten war nicht zuentnehmen ,
dass dieser Ankauf für die Gemeinde zu gemeinnützigen Zwekennotwendig

nuwar ( St . . Frauenfeld :Aber für die Union Baugesellschaft ! ) ,es ist alsó an¬

zunehmen ,lass die Gemeinde Wien der kapitalist ischen Union - Baugesellschaft
einen Liebesdienst erwiesen hat (Beifall bei den . . )wieder eine Be¬
weis ,wie eng die Sozialdemokratischen Führer mit den Kapitalismus verbunden
sindBefaefbei den Parteigenossen . )Vorgeaternhat dieArbeiterzeitung
über die Notwendigkeitder Enteignungvon Grundund Boder derGrossgrundbe-¬
sitzer geschrieben .Ich möchte den soz ,dem ,Mitgliedern des Gemeinderates be¬
kanntgeben ,dass wir ein Bodenreformgesetz geschaffen haben ,durch das wir

den gesamten Grund und Boden der Terrainspekulanten und Aktiengesellschaften

kostenlos enteignen und den Arbeitern kostenlos zu Eigenheimen überlassen

werden . Esist hier noch nicht erwähnt worden ,dass anläs slich diesesGrund¬
327
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ankaufes der kapitalistischen Union - Baugesellschaft 19 . 0008 "rückstän¬
diger Steuern gestrichen wurden .( Lebhafte Hört - Hörtrufe bei den . . )
Wennein Gewerbetreibender 50 Saschuldig ist ,erscheint sofort der Stuu¬
erexekuter ,handelt es sich aber um eine kapitalistische ( . R .Mühlberger

. . -Jüdische ! )Gosellschaft ,so werdenihr 19 . 000Ssglatt gestrichen .
Wir legen gegen den vorliegenden Antrag

denschärfstenFrotest ein undlehnenihn strikte ab ,dennwirwollen
uns nicht mit = schuldig machen an einer Verschleuderung von Wiener Steuer¬
geldern .( Lebhafter Beifall bei denParteigenossen ! )

St . . Linder( Soz .Dem . )weist darauf hin ,dass in der vor zweiJahren
beratenen neuenBauordnungeine Bestimmungenthalten war ,die es der Ge- ¬
meinde ermöglichen sollte ,Gründe anzufordern ,wenn es das Interesse der

Gemeindeerheischt .Die Bundesregierung hat aber die Verwirklichungdieser
Enteignungsbestimmungen ,( St . . Frauenneld ,. . :Gegen die Arier ! )

welchedie soz . dem .Gemeindeverwaltunggeplant hat ,verhindert .
( Zustimmung bei den Soz . Dem . ,Zwischenrufe bei den . S .) Dasist ja gerade

ennes der Grundübel ,daas die Gemeindeverwaltung ,wennsie Grundstückeim
Interesse der erwerbenden Bevölkerung braucht ,sie zu teuren Preisen kau - ¬

fen muss .Himmelweit sind wir von Ihnen ,meine sehr geehrten Herren von
der nat . soz .Partei ,entfernt ,wennSie eine Debatte darüber führen ,obwir
Gründe kaufen sollen .Nach unserer Absicht müsste die Gemeindealle frei

werdenden Gründe erwerben ,um sie im Interesse der Oeffentlichkeit zu ver - ¬
werten .( Bt . . Frauenfeld :Sie machen eine Abgrundpolitik ,aber nicht
eine Grundpolitik !- Die nat . soz .Gemeinderäte mæchen gegen den Redner iro¬

nische Arm -undtenegewegungen . -Erregte Zwischenrufe beiden Soz .Dem. )
Bürgermeister Seitz :Ich bitte um Ruhe .Wenn sich etwas Geschäfts - ¬

und Ordnungswidrigesereignet ,so ist es Sache des Vorsitzenden ,das zube¬
anständen .Ich kann nicht jede Geschmacklosigkeit ,sofern nicht unästetisch

ist ,verbicten ,muss es daher den Herren überlassen ,jene Händebewegungenzu
mechen ,die ihnon angemessensind .( LebhafterBeifall undHändeklasschen
bei den Soz .Dem. )

St . . Lindererklärt gegenüber St . . Kunschak ,dass die Kpitik ,die die - ¬
ser an dem Grundkauf geübt hat ,das zuläsige Mass wohl überschritten hat .

( Zwischenrufebei denChr . Soz . )St . . Kunschakhat gesagt ,die GemeindeWien
habe Grundstücke ,die die Union Baugesellschaft um 103 . 000Schilling er - ¬

worben hat ,nunmehr mit 153 . 000Schilling bezahlt .In diesem Betrage von
153,000 Schilling . . . . . .( St . . Frauenfeld :Ist eine Schiebungenthalten ! )
Ich habeSie nicht gefragt .lernen Sie schweigenundaufpassen ,damitman
sie belehren kann .( Abg .Jenschik ,Soz .Dem . :Der Frauenfeld schiobt Feuille¬

tons ! )In demBetrage von 153 . 000Schilling sind die Wertzuwachsabgabeund
die Uebortragungsgebühr enthalten und Herr St . Rt .Kunschak weiss so wieich ,
dass die Wertzuwachsabgabe ganz ,die Uebertragungsgebühr zu 80 Prozent in

den Säckel der Gemeinde fliesst .Mankann daher nicht sagen ,dass die Grund¬
stücke überzahlt worden sind . ( Zwischenrufe bei den Chr .Svz . ! )Eswäre
uns vielleicht sympatischer gewesen ,wenn das Stift Elosterneuburg umdie
Grundstückodirckt verkaufthätte ,aberdie Herrenwissen ,dasswirvom
Stift Grundstücke nicht bekommen .Wonn die Union Baugesellschaft 103 . 000

Schilling für die Gründebezahlt hat undwir jetzt 133 . 000Schillingdafür
zahlon ,so sind in demDifferenzbetrag . . . .( . . Mühlberger ,Nat .Soz . :
Judengewinne ! )Für Ihre antisemitis chen Bemerkungen habe ich wenig Verständ - ¬

nis ,mit mir müsseh Sie deutsch reden .Der Mehrbetrag ,der sich aus der
Differenzergibt ,ist eine Verzinsungvon118Prozentdes seinerzeit aus- ¬
geleghen Kapitales .Wir könnten uns in Oesterreich glücklich preisen ,wenn

328
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der Zinsfuss der Nationalbank auf 118 Prözent herabgesetzt würde .

Wasnun die Verwendnganbelangt ,so wird die soz .dem .Gemeindeverwal- ¬
tung nicht der Gefahrausgesetzt sein ,dass mansie beschuldigt ,siewolle
dort vielleicht eine Villa mit einer grossen Parkamlageerrichten ,sondern
diese Grundstüxke wurden mit der Absicht angekauft ,der Heimbauhilfezur
Verfügung gestellt zu werden ,die dort 8 oder 10 Häuser errichten kann .
( Zwischenrufe ) .Wenn St . . Kunschak meine Aufklärung überdenkt,wird er
sicher zu der Ueberzeugung kommen ,dass er mit geiner Kritik heute etwas
über das Ziel geschossen hat ( Lebhafter Beifall bei den Soz .Dem .) .
St . R .Kunschak ( chr . soz . ) stellt gegenüber dem Vorredner fest ,dass die Wert¬
zuwachsabgabeauf das Kontodes St . . Breitnerübertragen und dortals
Einnahme der Gemeinde gebucht ,de St . . Linder aber unter dem Titel
" Grunderwerb "zur Last gelegt wird .Es könnte daher vielleicht St . . Breit¬
ner mit dem Grundkauf zufrieden sein ,denn er bekommtdie hoheWertzwachs - ¬
abgabe ,aber St . . Lindermuss den Grundkauf samt der Wertzuwachsabgabe ver¬

rechnen und der Grund kostet nicht ,wie er sagt ,133 . 000Schilling ,
sonder n ,wie man erst aus der Fussnote ersehen muss ,153 . 000Schilling .
( St . . Frauenfeld :Talmudistischer Dreh ! )Ber Grund ist also gegenüber dem
Geschäft vom Jänner 1931 um 26 . 000Schilling überzahlt .Es ist auch zu

bedenken ,dass in dem Faufpreis die Vermittlergebühr von über . 000Schil¬
ling steckt ,die von der Gemeinde gezahlt werde muss und nicht in die Ge¬

meindekassa fliesst .( St . . Linder :Die hätte ich auch zahlen müssen ! )Es

ist ein Irrtum ,wenn Sie dagen ,dass wir keile Vermittler haben ,alle
W . - G inde

grossen GrundtransaftfonenesihatnitevePmischerngemächt worden ! )Nurmit
dem Unterschied ,dass dort der Vermittler vom Baron Drasche gezahlt warden
ist ,während er in diesem Falle von uns gezahlt werden muss . Dassder Hrund
der Gesiba für eine Heimstättensiedlung überlassen werden soll,hätte uns
der Referent auch sagen können ( St . . Frauenfeld :Das weiss der Referent
gar nicht ! )Manwird aber auf dem Grund stück acht Heimstätten nicht unter¬
bringen ,weil mandort an die offene Bauweise gebunden ist .Es bleibt also
die Tatsache bestehen ,dass eine Grundfläche von über . 000Quadratmetern
im besten Falle zur Errichtung von vier kleinen Familienhäusern verwendet

werden kann .Das ist unter den heutigen Verhältnissen eine Verschwendung
und Vergeudungdes Gemeindevermögens .Dieses Geschäft ist aus einem Ge- ¬
meindeinteresse absolut nicht erklärt ,sondern es müssen dafür andere uns
nicht bekannte Gründe massgebend gewesen sein ( Lebhafter Beifall bei den

Chr . soz . ) .
. R .Thaller ( Soz .Dem . )führt aus ,dass auch die Soz .Dem .alle

Spekulationsgrundstücke in dieser Stadt lieber enteignan ,als kaufn
würden .( St . . Frauenfeld ,Nat .Soz . :Siehe Punkt 3 der Tagesordnung ! )

St . . Linderhat schonmitgeteilt ,dass in demursprünglichenEnnwurfder
BauordnungEnteignungsbestimmungenenthalten waren ,die abereliminiert
werden mussten ,weil die Regierung dagegen Einspruch erhoben hat ( St . R .Frau¬
enfeld ,Nat .Soz . :Das haben Sie im Voraus gewusst ,deswegen haben Sie sie
hineingenommen ! )Auchwennwir es im Vorhinein gewusst hätten ,hättenwir
diese Bestimmungenhineinbekommen ,weil das unsere Ueberzeugungentsprücht .
( Lebhafter Beifall bei den Soz .Dem . )Wenn die Nationalsozialisten
in unserer Stadt auf diesem Gebiete mit uns gehen ,so lade ich Sie ein ,mit
uns für ein Grundenteignungsgese 2 zu kämpfen ( Beifall bei den Soz . Dem. - ¬
Zwischenrufebei den Nat .Soz . ) . Weikert hat von einem Gesetzgeredet ,
das die Nationalsozialisten geschaffen haben .Ich muss ihn fragen ,wodies
geschehen ist ( Zwischenrufe ) .
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Ich will ihm aus der Verlegemhiit helfen .Im Bunkt 17 der berümten25
Punkte des nationalsozialistischen Prgrammes heisst es :„ Wirfordern eine
unseren nationalen Bedürfnissen angepasste Bodenreform ,Schaffungeines
Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Bodenfür gemeinnützige
Zwecke ,Abschaffung des Bodenzinsesund VerhinderungjederBodenspekulation "
eine sehr sozialistische Forderung ,die wir Sozialdemokraten vom
ersten bis zum letzten Buchstaben unterschreiben ( St . . Weber( soz .dem . ) :
Ist uns ja gestohlen ,das ist unsere Forderung ! ( Lachen und Zwischenrufe

bei den Nationalsozialisten .St . . Weber :Feuilleton - undProgrammabschreiber ! )
Sehr

Nunhat es zweifellossolcherLeute ,wiees GR .Weikertist,/viele gegeben,
die geglaubt haben ,wenneine Partei einen Punktin ihr Programmaufnimmt,
müsse das auch Geltung haben .( Zwischenrufe . . Nat,soz . -St .. Frauenfeld
( . . ) : Siesprechen ja nicht zur Tagesordnung ! )

Bgm .Seitz : Darüber ,was zur Tagesordnung gehört ,entscheidet der
Vorsitzende »WennSie eine Kritik nicht vertragen ,dann reden Sie nicht so !
Sie müssen den Mut aufbringen ,auch die Antwort zu ertragen ;das ist deutsch !

GR .Thaller : Gegendiesen Programmpunkthat sich nun vongewisser
Seite doch einiger Widerspruch erhoben und der oberste Führer hat sich daher
bemüssigt geschen ,am 13 .April 1928 eine Erläu terung dieses Punktes 17
zu geben ( Lebhafte Rufe . HörtHört bei d .Sozialdemokraten ) ,In dieser von
Hitler eigenhändiggezeinhnetenErklärungheisst es :" Gegenüderdenverloge-¬
nen Auslegungendes Punktes 17 des Programmesder . . . P,von Seite unserer
Gegner ist folgende Feststellung notwendg :Da die . . . A,P .auf demBoden
des Privateigentums steht "( Stürmische Rufe :Hört Härt bei den Soz . dem . )
" ergibt sich vonselbst ,dass der Passus"unentgeltlicherEnteignung "nurauf
Boden Bezug hat ,der auf unrechtmässige Weise erworben wurde "( Zahlreiche

Zwischenrufe bei den Sozialdemokraten . - Gegenrufebei denNationalsozialisten

in derErklärungHieref .Heridtsa wertel : "JenerBodenmussenteignetwer¬
den ,der nicht nach den Gesichtspunkten des Volkswohls verwertet wird " - Der

ganze grosse Schwindel dieser Erklärung ist aber im letzten Satz niederge¬
legt ,wo es heisst :„ Dies richtet sich demgemäss in erster Linie gegen die

jüdischen Grundspekulationsgesellschaften . "( Zustimmungbei den Nat .Soz . )
Sie ,meine Herren Nationalsozialisten verstehen noch immer nicht ,wasSo¬

zialismus ist ,Sozialmsmus ist der Kampf gegen jedes Kapital ,nicht nur

gegen das jüdische .Sie machenaber eine sehr geschickte Unterscheidung ,dami
Sie Ihren arischen Gönnernnicht wehtun .( ZwischenrufederNationalsozia¬
listen . - GR . Gratzenberger ( . . ) : Kusch Jud ! - Gegenrufe bei den Sozialdomo¬

kraten . -GR ,Papanek( soz .dom. ) : Mehrkanner nicht ! ZahlreicheZwischenrufe
undGegenrufe ) .

Bgm .Seitz : Ich bitte die Herren in den Grenzgebieten ,sich nicht

in weitere Kämpfe einzulassen .Jetzt spricht GR ,Thaller ,ich muss also vor
ersuchen .

allem die Mitglieder des Gemeinderates ,die ihm nahestehen,/nicht zustören .
GR. Thaller: Das" KuschJud "hilft unsamallerwenigsten ,denn

diejenigen ,die in Wien Gründe besitzen ,sind meist nicht Juden ( Zwischenru¬

fe bei den Nat . soz . ) .Die grössten Grundbesitzer ,von denendie GemeindeGründe
angekauft hat,waren sehr gute Arier .Die pseudo - revolutionärenPharsen ,die
der Gemeinderat Weikert hier gebraucht hat ,können Sie in Ihren ähler¬

versammlungenvorbringen ,wosie unkontrelliert sind .Hier sollten Siesich
jedes Wort gut überlegen ,denn hier werden Sie kontrolliert und manwird

Ihnen auf die Finger klopfen ,wennes notwendig ist .( LebhafterBeifall
und Hendeklatschenbei den Soz .dem. ) . 330
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Berichterstatter GR ,Lötsch führt as ,er habe im Laufe der
letzten Jahrc wiederholt über Grundankäufe berichtet ,die weit über das Mass

des vorliegenden Grundankaufeshinaugingen .( St . . Frauenfeld( . . ) : Die
noch teurer waren ! ) Siewaren ja nicht hier ,Herr Kollege .( St . . Frauenfeld :

Wer ist Ihr Kollege ! )Es ist aber der Gemeinde niemals unterschoben wer - ¬

den ,dass sio einen Verkäufer begünstigt ( St . . Frauenfeld :La waren wirnoch
nicht hier ! ). -GR .Kun schak ( chr . soz . )Lauter Schottenstifte gibt es nicht .
die der Gemeindeeinen Grund schenken . - Zwischenrufe ) .Ich könnte Ihnenein
anderes Stift sagen ,das durchaus nicht gewillt ist ,der Gemeindeeinen
Grund zu schenken ( Zwischenrufe ) .GR .Lötsch stellt sodann gegenüber demSt .

. Kunschak fest ,dass sich die Gemeindein allen Fällen bemüht hat ,die
Gründe ,die sie braucht ,möglichst billig zu kaufem ,dass aber die Grund - ¬

preis e nicht überall gleich sein können ,da sie von der Beschaffenheit
und Lage der Grundstücke abhängen ( Zwischenrufe ) .Richtig ist ,dass die Ge¬
meinde auch Grundstücke gekauft hat ,die nicht immerder Verbauungzuge¬
führt wurden ,sie sie aber als Reserve für Grundtauschaktionen brauchte .
Schon .St . . Linder hat gezeigt ,dass der gegenständliche Grund für eine Heim¬
bauhilfe gebraucht wurde .Es ist auch nicht richtig ,dass eine Flähe von
mehr als 6000 Quadratmetern nichts bedeutet und dass nur eine Villa darauf
gebaut werden kann Nach Schätzung der Fachleute beträgt der Verkehrswert
des Grundes 135 . 000Schilling ,während er tatsächlich um 133 . 000gekauft
wurde .Der Kaufpreis ist also sehr wohlzu vertreten ( Lebhafter Beifall b .
d .Mehrheit . - Zwischenrufe ) .

Bgm .Seitz : Herr . . Kunschakhat den Bürgermeister wegenderAn¬
wendung des Art .99 der Verfassung auf den gegenständlichen Fall apos¬
trophiert .Ich glaube ,dem Herrn GR,Kunschak als einen Stadtrat nicht erst

sagen zu müssen ,dass die Beurteilung der Frage,ob gemäss Art .99 eineAnge¬
legenheit nicht aufgeschoben werden kann ,selbstverständlich demStadtsenat

obliegt .Ich hake natürlich feststellen lassen ,welche Meinung der Stact se¬
nat damals gehabt hat ,und ich konstatiere aus den amtlichen protokollari¬
schen Aufzeichnungen über diese Stadtsenatssitzung ,dass darüber ,ob der Grund
anzukaufen ist,wie auch darüber ,ob das eine Angelegenheit ist ,über die

gemäss Art .99 sofort entschieden werden müsse ,im Stadtsenat eine einver¬
nehmliche Auffassung bestand ,und dass dieser Antrag angenommen wurde ,weil
gegen ihn niemand eine Einwendung erhoben hat . Esliegf also ein einstimmi¬
ger Beschluss vor ( Widerspruch bei den Chr . soz .GR. Kunschak :Ihnen dürfte
aber der Unterschied zwischen einer einvernehmlichen und einer nicht wider¬
sprochenen Tatsache geläufig sein ! )Wenn sich niemand zum Worte meldet und
der Vorsitzende erklärt ,es ist keine Einwendung erhoben ,daher ist der
Antrag genehmigt ,so drückt sich darin noch mehr als durch eine formelle

Abstimmungaus ,dass die gesamteKörperschaft einer Meinungist .Es ist das
der Beweis ,dass nicht eine einzige Stimmedagegenist Mit einer solchen
Einstimmigkeit ist dieser Beschluss im Stadtsenat gefasst worden . Eswäre ge¬
radezu verfassungswidrig und eine Anmassung von mir ,wenn ich hier dem

Stadtsenat ,der eineneinhelligen Beschlussgefasst hat ,in demArmfiele .
GR . Weikert ( . . ) bemerkt in einer tatsächlichen Berichtigung ,GR. Thaller
habe behauptet ,dass die Nationalsozialisten viel zu spät mit der Forderung
der Grundenteignung kommen ,die die Sozialdemokraten bereits seit 80Jahren
stellen .Leider haben aber die Sozialdemokraten in 80 Jaaren davon nichts

durchgeführt .Er hat auch den Punkt 17 aus den 25 Thesen Adolf Hitlers sehr

richtig vorgelesen .
BGm .Seitz : Wenndas richtig war,so haben Sie keinen Anlass zu

einer Berichtigung .Ich bitte ,sich auf einc Berichtigung zu beschränken .
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GR . Woikert ( . . ] : GR .Thaller hat auch behauptet ,dass wir

nicht sozial sind .
BGm .Scitz : Dasist keine Tatfrage .WonnSie ctwasberichtigen

wollen ,muss os sich umeine Tatfrage handeln .
GR .Weikert : Wirsind es ,die in Wirklichkeit zur sezialen Tat

schreiten .Ich möchte auch dem Gemeinderat mitteilen . . .
Bgm .Seitz : Ichbitte um einc tatsächliche Berichtigung ( Zwischen¬

rufe ) .
GR. Weikert :Wasist es mit IhremAgrarprogramm( LehafteZwischen¬

rufe . - Lärm. )
Bgm.Seitz: IchmacheSiezumletztenMalaufmerksam,dassSie ,

wenn Sie zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet sind ,auch
eine

nur/tatsächliche Berichtigung verbringen dürfen und dass da keinePolemik
gestattet ist .

GR. Weikert : Esist unwahr und es ist wahr .( Schallende Heiterkeit
bei den Sozialdemokraten . - LebhafteZwischenrufe bei den Sozialdemokraten und
Nationalsozialisten ) .Es ist unwahr ,was GR ,Thaller gesagt hat und es ist
wahr ,was ich gesagt habe ( Neuerliche Heiterkeit bei denSozialdemokraten ) .
Ich richte an Sie die Frage,welchen Hachteil die Gemeinde gehabt hätte ,wenn

der Grundkauf unterblieben wäre . . .
Bgm .Seitz :Sie sind nicht berufen ,Fragen zu stellen .Alsobitte

nehmen Sie Platz . ( LebhafteZustimmung und Heiterkeit bei denSozialdemokrater
Zwisschenrufe ) .

GR. Riehl( . . ) : Trauriggenug .dass Sie einen Arbeiter derzum
ersten - malin einer solchen Körperschaft spricht ,auslachen !( Lebhafte Zwi¬

schenrufe ) .
GR. Wagner( sozdem . )EinRenegat!
St . R.Frauenfeld ( . . )Jetzt sind alle Statisten aufgewacht !

( Lebhafte Zwischenrufe ) .
GR .Wagner : DerOberrenegat !
GR .Riehl : Sieblöder Kerl !
GR .Mühlberger :Kusch !
GR. Frauenfeld : Erkléfft schonwiederdrüben !
GR .Sucherwirth : DieMakkabäer schreien !( Lebhafte andauerende Zwi¬

schenrufe ) - ¬
Bgm .Seitz :GR . Riehl hat ;einem Mitglied des Gemeinderates

zugerufen :Blöder Kerl .Ich rufe den GR ,Riehl zur Ordnung .( LehafteZwischen¬
rufe ) . GR. Frauenfeld : Dr.Riehl kann den Wahrheitsbeweisantreten .

GR . Beisser ( soz .dem . )Der hat die Hochsdale besucht ,damit er
das dort lernt .

St . . Kunschakstellt in einer tatsächlichen Berichtigung zunächs
fest ,dass er den Bürgermeister nicht apostrophiert habe Gegenüber der
Behauptung des Bürgermeisters ,dass in der betreffenden Stadtratssitzung
das Geschäftstück einvernehmlich und ohne Widerspruch angenommen wurde ,
stellt er richtig ,dass in dieser Sitzung ein Einvernehmen nicht gesucht und

daher auch nicht getroffen wurde .
Bgm .Seitz : Ich kann nur noch einmal feststellen ,dass der Vorgang

in der Stadtsenatssitzung folgender war :Referat .Vorsitzender :Es wirdkeine
Einwendung erhoben .Angenommen .Es hat sich also niemand zum Wort gemeldet
und niemand die geringste Einwendung erhoben .Das Geschäftstück wurde daher
einstimmig angenommen .Was die weitere Behauptung des GR . Kunschak betrifft ,
dass er mich nicht apostrophiert habe,ist es möglich ,dass ich einen bezüglich

Zwischenruf des GR . Dr .Arnold ,der vor dem St . . Kunschaksitzt ,für eine
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Aeusserung des St . . Kunschaks gehalten habe .
Es wird sodann zur Abstimmung geschritten und der Referenten¬

antrag angenommen
II
Während der Enunziation des Abstimmungsergebni sses ruft
GR. Hölzl( . . )zu den Sozialdeokraten :Schieberpartei !
Bgm .Seitz :Ein Gemeinderathat den Ausdruck"Schieberpartei "

gebrauaht .
GR. Dr .Suchenwirth : Erhat,Schülerpartei gesagt .( Rufebeiden

Nationalsezialisten Schülerpartei und nicht Schieberpartei . )
Bgm .Seitz :Früher hat aber der Zwischenruf anders gelautet .

Rufe bei den Nat . soz . Schülerpartei hat er gesagt ! )
GR .Hölzl : Ichhabe Schieberpartei gesagt !
Bgm .Seitz : Ichrufe Sie zur Ordnung ! Esist absolut ungehörig ,

hier jemanden zu verleumden und noch ungehöriger ist es ,mit so allgemeinen
Bezeichnungen zu verleumden ,von denen Sie wissen ,dass deswegen nicht ge¬

klagt werden kann . WennSie ein Mitglied des Gemeindenntes einer unchrlichen

Bandlungzu bezichtigenhaben ,habenSie auchals deutscherMannaufzustehen
und zu sagen ,wer der Schieber ist ( Lebhafter Bgifall . d .Sezialdemokraten ) .

Es geht aber nicht an,mit allgemeinen Parteibezeichnungen zuoperieren ,
da Sie sich dann ver dem Strafgericht verantworten könnten ,dass Sie ja nur

einen allgemeinen Parte ibegriff gebraucht haben ( Zwiwkhenrüfe bei denNat . soz
Wennein Mitglied des Gemeinderates Ihre Fartei einer unehrlichen Handlung
bezichtigen würde,würde ich den Betreffenden ebenso zur Ordnungrufen .
Ich werde solche Sitten hier nicht zulassen ( Zwischenrufe ) .

GR .Rotter ( . . ) : Dannsagen wir also Giftgaspartei !
Bgm .Seitz : Ichsage Ihnen zu wiederholtem Male ,dass es undeutsch

ist ,weil es feig ist ,Beschuldigungen in allgemeinen Aeusserungen zu erheben

WennSie gegen jemanden eine Beschuldigung erheben wollen ,seien Sie deut¬
scher Mann genug ,ihn zu nennen .( Lebhafter Beifall bei denSozialdemokraten . - ¬

Zwisdhenrufe .
GR . Lezsch referiert hierauf über die Bauabrechnungen der Land¬

und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft .
GR . Müller ( chr . soz . ) weistdarauf hin ,dass nach dem vorliegenden

Bericht der Land -und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft 152 . 000

Schilling als Ersatz der Kosten ,die she bei verschiedenen Bautenaufge¬
wendet hat ,zurückzuzahlen sind .Diese Reparaturen bezw .Rückzahlungen gehen
auf 9 Jahre zurück .Das widerspricht sicher der seinerzeitigen Absicht .Ur¬

s rünglich hatte mannur denErsatz der Kostenfür kurzeZeit ,
für etwa ein oder zwei Jahre im Auge .Vor allem müssten Bauten ,die keine
Wertvermehrungbedeuten ,auf Kostender Gesellschaftgehen .Andersist es
bei einem kaufmännischen Betrieb nicht möglich ." Fener hat die Ge¬
sellschaft in den letzten Jahren auch keinen Pachtschilling beza lt ,was

ebenfalls ein unmöglicherZustandist .Zuall demkommtnoch ,dassdie
Gemeinde in den letzten zwei Jahren ein Defizit der Gesellschaft vonfast
2 Millionen decken musste .Schliesslich stellt GR. Müller fest ,dass bei der
Land -und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft auchtschechische
Arbeiter ,insbesonderc bei der Ernte verwendet werden .Es wäreunbedingt
nötig,bei der heutigen Arbeitslosigkeit deutsche und zwar einheimische
Arbeiter einzustellen .( Lebhafter Beifall bei den Chr . soz . )

GR. Weikert ( . . )bemerkt ,der Zweck der Gründung der Land -und
forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft sollte sein ,der Landarbeiter¬

schaft die Sozialisierung der Landwirtschaft vorzuführen ,umsief fürdie
sozialdemekratischePartei zu gewinnen .DiesesExperimentist ebensowie
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a .Sozialisierungsexperimente misslungen .Man wollte Partteibuchinhaber
in sehr gut bezahlten Stellungen unterbringen .In der Dbern Viaduktstras se

lauter
1 gibt es/Zimmer mit Aufschriften " Forstrat " ,Oberforstrat " ,Verwalter "
" Oberverwalter " ,„ Direktor " usw ,und draussen in der Verwaltuns ist es nicht

anders . DieGesellschaft hat vom Anfang an ein Defizit gehabt und dabei
ist sie in den Preisen wesentlich höher als die Landwirte ,Zum B .bekommen
ie Landwirte für einen Liter Milch 23 bis 26 Groschen ,während die Gesell¬
schaft an die Milchhüttenbesitzer in der Lobau die Milch um 60 Groschen

liefert .Ein Grund ,warumdie Gemeinde den Betrieb aufrechterhalten will ,
liegt wohl darin ,dass sie das Jagdgebiet in der Oberau den seinerzeitigen
Wildpark der Habsburgerfamilie nicht aufgeben will .Als im Jahre 1926 die
Arbeitslosen das Gebiet besetzten ,um die Sie dlurg zu erzwingen ,wardie
erste Frage des Vizebürgermeisters Emmerling :Ja was gemchicht mit meinem
Hirsch dort unten ( Lebhafte Hört Hörtrufe bei denNationalsozialisten ) .
Da wird natürlich kein Arbeitsloser zugezogen ,sondernes werden Bankdirekto - ¬

ren eingeladen ( Hört Hört bei den Nat .Soz . - Zwischenrufe ) .Seinerzeit hat
GR. Angermayerin einemAntragdie Auflösungder Gesellschaftverlangt .Wie¬
weit sind die betreffenden Verhand - lungenbediehen .Der Rednerstellt
schliesslich den Antrag die Verträge ,die zweischen der Land - undforst¬

und der Gemeindewirtschaftlichen Betriebsgesellschaft /abgeschlossen wurdenherbeizuschaffen
und einen Ausschusszur Ueberprüfungder Verträge und derwirtschaftlichen
Standesgebarung der Unternehmung einzusetzen .Er bemerkt ,dass seine Partei
dem Betrieb die grösste Aufmerksamkeit schenken werde .DenReferentenantrag
lehnen wir ab ,weil wir and an der Verschleuderung von Steuergeldern nicht

mitschuldig machenwollen .
Vizebgm .Emmerling stellt zunächst fost ,dass nicht die Sozialä

demokraten die Lend -und forstwertschaftlichey Betriebsgesellschaft gegründe

haben ,sondern dass die Habsbuggernach demUmsturz den grösseren Teil der
der Gemeinde über - ¬handelt ,Güter um den es sich

geben habemdie damals unter christlichsoziaer Herrschaft atand . DieGründe
der Gesells chaft setzen sich zusammenaus solchen ,die die Gemeindebesass ,
dann aus Gründen der Habsburger und schliesslich aus Pachtgründungen ande¬
rer Gutsverwaltungen .Die Leute die wir übernommen habem ,sind zumeist

Angestellte der habsburgischenGutsverwaltung .Das sei Herrn Weikertgesagt .
Sowohl die Besitz - die die Personalverhältnisse sind bei der Gesellschaft
ausserordentlich kompliziert und infolge der eigenartigen Besitzverhältnisse
bessanden auch immer schon verschiedene Ansichten über die Notwendigkeit
der verschiedenen Bauten und darüber ,ob sie wertvermehrend sind . AlleNeu¬
bauten wurden aber vorher der Gemeinde angezeigt .Infolge der komplizierten
Verhältnisse hat sich die Verrechnung hingezogen ,es ist aber niemand zu

Schaden gekommen .Gegenüber der Beha luptung ,dass es sich hier umeine
Fehlgründung handle ,stellen wir mit Genugtuung fest ,dass bis zumJahre
1928 ,also bis zu der Zeit der schrecklichen Krise der Landwirtschaft dieHind
Gesellschaft immerErträgnisse abgeworfenhatø ,Wasdie neuesteZeit,Zeige

manuns doch den Landwirt oder die landwirtschaftliche Gesellschaft ,diees
besser macht als die Land und forstwertschaftliche Betriebsgesellschaft .
Wasdie Fragoder Fremdarbeiterbetrifft ,so ist es richtig ,dass fürden
Rübenbauqualifizierte Arbeiter in Petracht kommen ,die hauptsächlichin
den Rübenbaugebieten des alten Oesterreich zu finden sind und dass die Ar¬
beiten nicht leicht durch andere Arbeiter gemacht werden können .Wir haben
uns aber schon seit langem bemüht ,die fremden Arbeiter durch bodenständige

allg
Arbeiter zu ersetzen ,wir haben/Bemühungen in der Richtung unterstützt ,
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. B .die Bestrebungen der burgenlängischen Schulen ,wir haben auch selbst

Umschulungskurse errichtct . Wirtun in dieser Richtung also sehr viel und

gewissviel mehrals irgend jemandanderer .GR. Weikerthat aucherklärt ,
ich solle einmal gesagt haben,ich las se mir die Jagd nichtwegnehmen,Dem¬
gegenüber stelle ich fest ,dass wir die Jagden verpachtet haben und einen
ansehnlichen Ertrag erzielen .Wenn aber GR. Weikert mich imZusammehhagg

L
mit der Jagd gebracht hat ,so ist das 2 Bock ,den or selbst ge¬
schossen hat .( Lebhafte Heiterkeit und Zustimmung bei den Soz .dem . ) .Ich habe
in den Jagdgründen der Land -und forstwirtschaftlichen Betriekcgesel schaft
noch nic ein Gewehrin der Handgehabt ( Zwischenrufe ) . Eswurdeauchver¬
langt ,dass wir den Grund für Siedlungszwecke zur Verfügung stelle .Dem¬
gegenüber stolle ich fest ,dass wir ,als Siedlungen in der Lobauunter¬
nemmen wurdch ,Gbwohl wir sie als Versuche mit untauglichen Mitteln g

4
angeschen haben ,deshalb weil sie bereits unternommen wären ,in jeder Weise

geldlich unterstützt haben . Wowir am Randgebiet siedeln können ,tun wiros .
( Lobhaftor Seifall bei den Sozialdemokraten ) .

lehnt .
Der Referentenantnag wird angenommen .Die Anträge Weikertabge

Vorsitzender Dr .Neubauer . Eswurde von den GR ,dernationalso¬

zialistischen Partei die Mitteilung gemacht ,dass angeblich ein Galeribesu¬
cher einen zweiten Galcriebssucher ,der eine harmlose Bomerkung gemacht habe
angeflegelt habe .Ich habe darüber Erhebungen pflegen lassen ,Mirwurde
berichtet dass ean Galcriebesucher sich nicht entsprechend benommenhat ,
von den amtlichen Organen zwei mal verwarnt wurde und da dashnichts genützt
hat ,aus dem Saale gewiesen wurde ( Widerspruch und Zwischenrufe bei denNa¬

tionalsozialiston . )
St . . Honay( soz .dem . )referiert über die Aenderungdes §18

der Geschäftsordnung fürden Gemeinderat .Nach den jetzt geltenden Bostimmun- ¬
gon der Geschäftsordnung hat bei Einbringung eines Lringlic keitsantrages

nur der Antragsteller die Möglichkeit ,dr Dringlichkeit in einer Funfminuten
t werden muss .EinGegen¬rede zu begründen ,wdrauf über den Antrag abgestimwanderun d

redner kennte also zur Frage der Lringlichkeit nicht sprechen .Das/ ?18
der Geschäftsordnung soll nun die Möglichkeit schaffen ,auch einen Gegen¬
redner zur Frageder Dringlichkeit zu hören .Ausserdemsoll bestimmtwerden ,
dass wenn dem Antrag die Dringlichkeit zuerkannt wurde ,der Bürgermeister
und die amts führenden Stadtrate die Möglichkeit haben ,länger als 20Minu¬
ten zu sprechen ( Lebhafter Beifall bei der Mchrheit )

St . . Kunschak Bemerkt ,die Tendenz ,den Gemeinderat von der
Verwaltung möglichst auszuschalten ,hat sich in wiederholten Aenderungen

der Geschäftsordnung geäussert ,die die Kompetenz des Gemeinderates wesent¬
lich uneerhöhlt haben . Heuteist der grösste Teil der Verwaltung demEin - ¬

/
fluss des Gemeindenagesentzogen . fellen Angelegenheiten mit einem
Aufwand bis zu 25 . 000Schilling in die Kompetenz des Magistrates und die
Gemeinderäte erhalten davon überhaupt keine Kenntnis .In den Ausschüssen

können Ueberschreitungen und Posten ,die nicht im Budget vorgesehen sind
bis zu lo . do0Schilling mit Zustimmungdes Finanzreferenten und desStadt¬
senates selbstständig beschlesen werden und sind so demGemeinderatent¬
zogen .Erst bei Ausgaben von mehr als li0 . 000Schilling oder bei Neuerwerbun¬
gen von mohr als 30 . 000Schilling kommtder Gemeinderat in die Lage,sein
Urteil abzugeben .Laher kommt es ,dass die Gemeinderatssitzungen ,was den

Gegenstand der Tagesordnung anlangt ,wirklich kärglich sind .Diese Kompe¬

tenzabgrenzung wird ausserdem noch weiter getrieben ,in - demeinzelne Agenden
der Verwaltung hinsichtlich ihrer Erfordernisse in mehrere Teile zerlegt
und so der Kompetenz des Gemeindeartes ,ja sogar der Aussc üsse entzogen
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werden .Seit den letzten Aenderungen der Geschäftsordnung bezw .der Ver¬
fassung ist der Gemeinderat fast gar nicht mehr beschäftigt ,dagegen
wurde die Kompetenz des Magistnates und der Auschüsse sehr wesentlich
erweitert ,das heisst die Kompetenz der amtsführenden Stadträte hat sich
ins gigantische gesteigert .Unter diesen Verhältnissen gewinnen jene Be¬
stimmungen ,die es der Opposition ermöglichen üher Dinge zu reden ,die

nicht auf der Tagesordnung des Gemeinderates stehen ,erhöhte Bedeutung .
Hie kommen vor allem die Pringlichkeitsanträge in Betracht .Nunbesteht
das Wesentliche der Abänderung ,die vorgeschlagen wird darin ,dass,während
heute ein Gegner der Dringlichkeit eines Antrages bei Gelegenheit derFrage
der Dringlichkeit nicht zu Worte kommen konnte,nun auch ein Kontraredner

das Wort erlangen soll .Das widerspricht dem Geiste der Bestimmungen der
Geschäftsordnung und der seit dem Jahre 1891 gehandhabten Praxis .DieBe¬
stimmung,wie sie bisher galt ,hatte den Zweck ,für die Mehrheit ,die die
Dringlichkeit enes Antrages ablehnt ,eine höhere moralische Verantwortlich¬
keit zu schaffen in dem sie dadurch ,dass sie ihre ablehnende Haltunz nicht
begründen kann gewissermassen unter Druck gesetzt wird ,in ihrer ablehnen¬
den Haltung vorsichtiger zu sein und sich doch dazu zu entschliessen ,der
Dringlichkeit zuzustimmen ,um dann wenigstens beim Meritum des Antrags zu
Worte zu kommen .Nach dem vorliegenden Antrag soll ausserdem das Recht ,die

Dringlichkeit abzulehnen nur der Mehrheit zukommen ,obwohl heute ,da es zwei
Oppositionsgruppen im Hause gibt ,auch eine Gruppe der Minderheit das Be¬

dürfnis haben kann ,gegen die Dringlichkeit zusprechen . Wirbeantragen daher
dass der Antrag dahin abgeändert werde ,dass jed r Partei das Recht auf

einen Kontraredner zustehhn soll .Wenndieser Antrag angenommenwird ,müsste
auch der dritte Absatz abgeändert werden und zwar in folgendem Sinn :Melden
sich von einer Partei mehrere Kontraredner zum Wort ,so haben diese aus

ihrer Mitte denjenigen zu wählen ,der für alle zu sprechen hat .Damit soll
verhindert werden ,dass die Minderheit durch die Mehrheit bei der Wahl
eines Kontraredners überstimmt werden kann .( Lebhafter Beifall . . Christ¬

lichsozialen ) .
GR ,Frauenfeld ( . . ) bemerkt ,die Geschäftsordnung einer parlamen¬

tarischen Körper schaft hat nach der demokratischen Aufassung ,der die Mehr¬

heit des Hauses zu huldigen beliebt ,wo es ihr gerade passt ,den Zweck ,jedem
Mitglied und jeder Partei dieser Körperschaft das gleiche Recht zuzuteilen .

Dieser ursprüngliche Sinn der Geschäftsordnung ist mit vielen "
talmudistischen Spitzgindigkeiten und alttestamentarischer Erfindungsgæbe
dahin umgefälscht worden ,dass die Geschäftsordnung zum Instrument der Mehr¬
heit gemacht wird ,mit der Aufgabem ,die Rechte der Minderheit nach jeder
Richtung einzuschränken .Es ist nichts dagegen einzuwenden ,dass die Mehrheit
nun gerade jetzt ,da die Nationalsozialisten in den Gemeinderat Einzug ge¬

haltenhaben ,das dringende Bedürfnis hat ,im Gemeinderat etwas ausgiebiger

mitzureden .Aber die Art ,wie dieser Antrag eingebracht wurde ,enthüllt das
wahre Gesicht der Mehrheit .Obwohl der Bürgermeister seine wohlwollenden
Vaterkomplexebei uns abzureagieren beliebt ,kann das nicht darüberhinweg¬
täuschen ,dass die Mehrheit durch die Abänderung des § 18 bestrebt ist,un¬

sere Reden möglichst abzuschwächen ,indem sie einen Kontraredner die Mög¬
lichkeit zu reden gibt .Dagegen ist grundsätzlich nichts einzuwenden ,aber
dann müsste auch der Antragsteller nach dem Kontraredner noch das Schluss¬
wort erhalten ,eine Gepflogenheit ,die in der ganzen Welt besteht Manhat
jetzt plötzlich das dringende Bedürfnis nach einer AenderungderGeschäfts¬
ordnung des Gemeindenates gefühlt und hat auch die Geschäftsordnung der Be¬
zirksvertretungen ,die noch aus der Zeit Kaiser Josefs stammt ,merkwürdiger¬
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ise gerade jetzt abgeändert ,als die Nationalsozialisten frisches Leben
die Bezirksvertretungen gebracht haben

und das Interesee für die Bezirksvertretungen undhierGemeinderatdeshalbausserordentlichgestiegenist,beit demdieNational
wialisten hier sind ( Zwischenrufe) . Wasfrüher hier gesprochenwurde ,hat
emandenineeressiert . Wirsindder Mehrheitausserordentlichdankbar ,dass
e sich nunin so hervorragenderWeisedemaskiertundzeigt,wie sehrsie
l Argumentedes Nationalsozialismus zu fürhhten hat ( Zwiszhenrufe ) .Eshat
h früher Oppositionen gegeben ,denen aber die Mehrheit nicht in derWei¬
entgegengetreten ist .Auchin demFalle ,dass die Dringlichkeit eines An¬
ges angenommenwird ,hat sich die Mehrheit das Recht gesichert ,möglichst
sgiebig zu sprechen ,da der Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte
r Zeit nachunbeschränkt reden können .Das ist das Einbekenntnis des
standes dass wir in 5 Minuten mehr zu sagen verstehen als Sie in Stunden
widerhkönnen( Lachenbeiden Spz .dem .Lebhafter Beifall beiden
. soz . )SiewollendenNationalsozialismusdie Möglichkeitnehmen,die

teressen des bodenständigen und werktätigen Volkes nachdrücklich zuver¬
ten .Wirstellen denHauptantrag ,dass§ 18der Geschäftsordnunginseiner
merigenFassunggelassen wird .Sollte der AbänderungsantragdesReferente
genommanwerden so stellen wir den Abänderungsantrag ,dass auf jedenFall
Antragstellef das Schlusswortgebührtunddass ihmeine Redezeitvon
inuten einzuräumen ist ( Lebhafter Beifall bei denNat . soz . )
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St .. Kunschak: Der Vorredner hat behauptet ,dass es imGemeinderat
erst seit ddem Einzug der nationalsozialistischen Partei lebendig gewordn
ist und dass manden Verhandlungendes früheren Gemeinerates keinInte - ¬
resse entgegen gebracht haß ,Ich kann das natürlich nicht als eine
böswillige Entsellung des Sachverhaktes beezichnen ,weil ich keine Kennt
nis davon habe ,inwieweit St . Rt .Frauenfeld sein Interesse den Gemeinderat

seunerzeit zugewendet hat .Es ist immerhin möglich ,dass er von den Vorgän¬

gen des WienerGemeinderateskeine Kenntniserlangt hat .) Heiterkeitund
Züstämmung bei den Chr .Soz . ) .Er hat auch gesagt ,dass es früher wohleine
Epposition im Gemeinderat gegeben habf ihm sei aber nicht bekannt ,obdies .
Opposition auch Dringlichkeitsanträge gestellt hat .Jemand ,der überdie
Vorkommnisse im öffentlikhen Leben so mangelhaft informiert ist ,sollte
etwa weniger Aufgeblasenheit an den Tag legen ( Lebhafter Bei fall und Hände¬

en MotSoz . )k . I qén 18 .nh7 ,962 , 0eklatschen bei den Chr .Soz .ZwischenrüfebeldeRNaB .Sozz .St .K .Frauenfeld :
Schwarz - reteEinheitsfront im Sinen der heutigen Lügen der Reichspost ! ?
Heftige Gegenrufe bei den Chr . Soz .- Abg .Eisinger ,Soz - Dem . :Damalshat
er sich nur mit Sieghart beschäftigt . -Anhaltende Zwischenrufe ) .

Bürgerneister Seitz :Der Gegenstand ,der uns hier beschägtigt ,ist
eine kleine Aenderung der Geschäftsordnung ,die sich als wirklich dringend¬
notwendig erwieson hat .Wir wollen mit ihr einer endgiltigen Geschäftsord¬

nungsreform nicht vorgreifen .Es hat sich aber jetzt eine neue Praxis hin¬
sichtlich der Dringlichkeitsanträge herausgebildet .Auchfrühersind
Dringliczkeitsanträge gestellt und meist auch angenommen worden ,weil sie
eben ernst waren .In dem Augenblick ,wo solche Antrøge in gröserer Zahl
kommen ,ändert sich das Qualitätsverhältnis zugunsten desQuantitätsver¬
hältnisses und es müssen daher in solchen Zeiten Dringlichkeitsanträge
anders behandelt werden .Bei der Pegründung der Dringlichkeit istes oft

sehr schwer ,die Grenze zwischen einer meritorischen und o » rein formalen
Erörterung einzuhalten .Es kommt daher oft vor ,dass man bei der Begrün - ¬

dung der Dringlichkeit auch auf das Meritum eingeht .Nun ergib sich
der folgende sonderbare Fall :Jemand hat eine Behauptung aufgestellt und
sie bleibt entweder unwidersprochen od res muss eine grosse DDebatte er - ¬
öffnet werden ,die nach der Absicht der Mehrheit wirklich Zeitvergeudung
ist .Diesem Uebelstand soll durch den vorgeschlagenen Vorgangabgeholfen

werden .
Gegenüber den Bemerkungendes Herrn St .R .Bunschak über die Frage

der demokratischen Verwaltung kann ich nur sagen ,dass ich in einer 10
im Sin n sire demcke 2832Jahragen öffentlichen Tätigkeit immering

setzgebung und Verwaltung gearbeitet habe ,und ich kann heute mit Genug¬
tuung fe ststellen ,dass es meiner Partei in den wenigen Jahren ihres Wir¬
kens im Gemeinderategelungen ist ,auf diesem Gebiet einen grossenFort - ¬
schritt zu erzielen ( Zwischenrufebei denChr .Soz . ) .DieVerwaltungwar
bis zum Jahre k918 eine Hoheitsverwaltung ,die Linc "magustratische
Bürokratie ,an ihrer Spitze ein Wahlbeamter ,der Bürgermeister ,hat die
Verwaltung geführt und der Gemeinderat hat sie mit Regen undAnregungen
begleitet .Der Stadtrat war gewähnlich so zusammengesetzt ,dass manje - ¬

hMegnt hat ,und der betreffende Stadtrat musste überdenBezirnar
alle Angelegenheiten seines Bezirkes referieren ,ohne das Recht zuhaben ,
unmittelbar mit der bürokratischen Verwaltung in Kontakt zutreten .
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Daher waren diese Stadträte aben auch nur berathe,de und besch lussefas¬
sende Organo ,

Die Folge war ,dass man zu der Erkenntnis kommenmusste ,es müsse
ein richtiges Kompromisszwischen Gürokratischer unddemokratischer
Verwaltung hergestellt werden .Deshalb hat man nach den Grunssätzen

der Demokratie gewählte Mitglieder des Gemeinderates an idie Spitze
von acht Gruppen des Magistrates und der Gemeindeverwaltung überhaupf
gestellt . Nunmehrist der gewählte zugkeich Wahlbeamter ,er ist der
Chef eines Teiles der Verwaltung ,er kann initiativ wirken und ist da - ¬

durch ,dass er im Sinne der Ministerverantwortlichkeit verantwortlich is
geradezu gezwungen ,die Anregangen aus der Mktte des Gemeimerates entge¬
genzunehmen und entsprechend zu verwerten .Ich gestehe chneweiters dass
das natürlich die Mchtbefugnisse und insbesondere auch den Einfluss des
Bürgermeisters wesentlich gemindert hat .Ich als Bürgermeis ter könnte
vielleicht persönlich wünschen ,dass mir höhere Machtbefugnisse gegen

wären ,ich lehne das aber ab ,weil ich Demokrat bin und weil ich wörehe
Vdass dig ,Verantwortlichkeit auf mehrerenSchultern lastot ,meinetwegenaud

6 verbundenist .Dassbeieinem
solchen Zustand natürlich nicht alle kleineren Angelegenheiten demStadt
senate ,dem Bürgermeister ,dem Gemeinderate und die Ausschüsse befassen
können ,ist selbstverszändlich .Wir sind aber hier weitergegangen und
haben gesagt ,nicht der Stadtrat allein soll Einfluss haben,sondern es

ist den Stadträten je ein Ausschusszur Seite zu stellen ,der alle Ange- ¬
legenheiten ,die in dieser Gruppe der Verwaltung zur Verhandlung ge - ¬
langen ,mitberät .Dadurch ist die Mitwirkung in der Verwaltung aufeinen
grossen Fersonenkreis ausgedehnt .und es sind viele Agenden ,die früher
nur der magistratischen Verwaltung unterl egen sind,nunmehr der demokra¬

tischen Verwaltung unterstellt worden .
WennHerr St . R .Kunschakbehauptet hat ,dass die Kempetenzgrenzen

im Sinne der Domokratie ungünstiger seien ,so kann ich demgegenüber nur

feststellen ,dass die Kompotenzgrenze zwischen Magistrat und Ausschuss

bezw .Gemeinderate sehr zugunsten der Demokratie verschoben wurde ,( Zwischen
rufe bei den Chr . Soz . )Es kommt heute eine viel grössere Zahl von Agen¬
den in die demokratische Stadtverwaltung als früher .Nun hat " Stadtrat

Kunschak darauf ebfmerksag macht ,dass man um de Kompetenzgrenze zu
umgehen ,zu demAusweggreifen könnte ,eine Ausgabe zu teilen ,sodass
beide Ausgaben im Rahmender magistratischen Kompetenz bleiben .Ich
stehe nicht an ,ganz offen zu sagen ,dass solche Versuchetatsächlicg ?
gemacht worden sind ,sie sind aber vongd 1 Finnazreferanten ,St . R .Breitner ,

mit der ihm gewohnten Energie sofort unterdrückt und abgestellt worden .

Ich werdenicht dulden ,dass Versuche ,die Kompetenzgrenzezuumgehen,
gemacht werden .Wonn ich den Wunsch hätte ,dass die Grenze herabgesetzt
wird werde ich dam Gemeinderat einen dahinzielenden Antrag unterbreiten

und werde den Mut haben ,ihn zu vertreten .Solange ich eine Abänderung
nicht wünsche ,werdeich nicht dulden ,dass diese Grenzeinirgond
diner Form umgangonwird .

St .R .Frauenfeld hat mich schon einigemale als eine Art Vater

apostrophiert ( Heiterkeit ! ) .Ich muss aufrichtig gestehen ,dass ichsol¬
che infantilo Anwandlungengerade bei einer Partei ,die docchsonst

. 4 .CimmerKraft undStärke , etwas sonderbar finde ( Heiterkeit ! ) .
IchlegeaufdieseAutoritätsstellegarkeinenWertundfühlemichnoch
immerso jugendfrisch ,dass ich es wielleicht mit manchemaufnehmeneer
der an Jahren . weniger zählt .
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Wenne St . R.Frauenfoldsagt ,dass hier . . 1frisches Lebeneingezogen
ist ,sa will ich ihnt . 3 Wuelifision nicht entgegentreten ,dasist
oben eine Auffassung and übor Aesthätik lässt sich nicht stroi¬

ten .Aber der Wert einer parlamentarischen Körperschaft wächst nicht immer
im graden Verhältnis zu ihrer Lebendigkeit .Ich glaube ,dass man eine par

lamentarische Körperschaft mahr nach der Tiefe ihres ökonomischenundpoli¬
tischen Erkennens und nach der wi . . eaftlic . enund praktischen Höheder
Diskussion zu beurteilen hat .Wir werdensehr erfreut sein ,wenndurchden
Eintritt einer nouen Partei frisches Leben in diosom odleren Sinnoeinzicht
als durch eine gewisse äussere Lebendigtkeit ,die sich in Tumulten ,Geston ,
Liedern ,Uniformen und dergleichen reinen Aeusserlichkeiten kundgibt ,

nwür sind . DerDeutsche hat seinen Ehrgeiz immer dreinge - ¬
setzt ,durch wissenschaftliche und instesondere volkswirtschaftliche Argumen
te zu wirken ,undich kanndie neu eingetreten Mitglieder nur einladen ,uns

auf diesem Wege zu folgen .Dabei wird es sich dann sehr bald zeigen,ob die

weitere Behauptungdes St . R .Frauenfeld richtig ist oder nicht ,dass einMit¬
glied seiner Partei in einigen Minutenmehrsagen könne ,als dieMehrheit
in Stunden .Messonwir da einander nicht !In meiner Jugend hatmireiner
einmalgesagt :Ein Narrkannmehrgragen ,als zehnWeiseüberhauptbeantworte
können .( LebhafteHeiterkeit und Zustimmungsbei den Soz .Dem . ) ,webeiiches
absolut ablehne ,irgend eine Analogie auf Parteien zu zikhen ( Zwischenreufo
bei den . . ) .io

Sachliche Bedenken habe ich den Ausführungen des St . R .Frauenfeld
nicht entnommen,es warnur die allgemeineKlagezu höen ,dass mannicht
genügendzu Wirtekomme.WennSie sægen ,dassan dieser Verwaltung ,anderen
Spitze zu stehenich die Ehro ,habe ,sehr viel zu beanstandenist ,undwenn
Sie sich fast mitdrehenderGebärdezu der Behauptungaufschwingen ,Siewer-¬
den dieser Verwaltung noch dies oder jenes zeigen ,so kann ich Ihnen nurin
derallergrösstenGemütsruhesagen :WirsehenIhrer sachlichenKritikmit
grossen Interesse entgegen !Dass many 6 8 eine Millionenstadt . .
verwalten ,dass manmit 62 . 000Menscheneine Verwaltungführen könnte ,ohne

rouait 1 dale dee d dedass hie undda ein Fehlergeschieht,tuez ' ich .Ich bin für je desach¬
liche Kritik dankbar ,vonwemimmerundin welchenFormenimmermiekommt,
wobeiich allerdingsgestehe ,dassich es imInteressedesAnsehensderak¬
ten ,deutschenStadt Wienfür gelegenerachtenwürde ,dass wir unsaufderze

eiZivilisationunsererVolkeshalten .NiemandemwirdeinRedeverbotauferkegt
Es wirdüber das Budgetwochenlangverhandelt ,es wirdderRechnungsabschluss
vorgelegtundgenaugeprüft ,wobeiesmöglichist ,nichtnurdieZiffernzu
pfüfen ,sondernauchdie ganzeGestionderVerwaltunghinsichtlichihrer
Zweckmäsigkeit .Eswirdgewissnotwendigsein ,eineGeschäftsordnungsreform
vorzunehmen,wasimLaufederZeit sichals änderungsbedürftigerweistmwird
geändertwerden.BeiallendiesenBeratungenwerdenSieuns : v .k8 .für sachliche Argumenteimmersehr entgegenkommendfinden ,über drühendeGo- ¬
bärdenkanneinervonunsererGardenurlachen(LebhafterBeifallundHände. -¬
klatschenbei denSoz .Dem. -Zwischenrufebei den . . ! )Wirsindanderen
politischenFaktærengegenübergestandenunhabenunserenManngestellt,wir

stellen ihn auchheute .Ich unterlasso es ,in eine heroischeGestezu ver- ¬
fallen ,aberwennwirunsereseinerzeitigenGegnermitdenGegner ,vergleichen,
die unsheutegegenüberstehen ,so könnenwir sagen :Wennwirauchschwächer
wärenals unsere Ahnen ,da werdenwir wirklich nech bestehen können .Alse
nicht drohen ,meine Herren ,sondern sachliche Arbeit !( Scürmischer an - ¬
haltenderBeifallbei denSoz .Dem. ! )
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Nach dem Schlusswort des Berichterstatters wird der Referenten¬

antrag under Ablehnung der Oppositionsanträge unverändert angenommen .
( Rufe bei den Christlichsozialen :Hoch die Demokratie ! - GR. Stöger: DieMehr¬
heit wirdbeglückwünscht ! )

St . R .Honay beantragt ,Parkschutzbestimmungen für die Errichtung
einer Aufenthaltshalle samt Nebengebäuden für Kinder im Prater an der As¬

pernallee und im . Bezirk auf dem Laubeplatz für den Bau einer Gasdruck¬

regleranlage aufzuheben .
GR .Hörmayer( chr . soz . )kritisiert ,dass nur für dieKinderfreunde

Spielplätze geschaffen werden ,aber nicht für Andersgesinnte .In der Freudenau

wurde so ein Kinderspielplatz gerade vor der Kirche geschaffen .( GR.
Riehl ( . . )In der Vorgartenstrasse sogar einer vor der kathölischen Schu¬
le ) . Wennes sich um einen jüdischen Geschäftsmann handelt ,dem Sie eine

. . .weg - ¬Gefälligkeit erweisen wollen ,werden gleich Barkanlagen
rasiert ,wenn es sich aber um einen Invaliden handelt ,der einen kleinen
Kiosk aufstellen will,werden die grössøten Schwierigkeiten gemacht .( Beifall

b . . Chr .soz . )
St . . Honaystellt in seinem Schlusswort fest ,dass auhh für katho¬

lische Kinder nach Möglichkeit vorgesorgt werde ;von einer Benachteiligung
dieser Kinder könne nicht gesprochen werden .

Der Referentenantrag wird angenommen
Vizebgm .Emmerling beantragt ,für die Herstellung einer Kokslager - ¬

grube und Verländerung der Kran - undElektrohämgebahn im GaswerkLeopoldau ,
wofür der Gemeinderatsausschuss VIII am . Februar 1932 einen Sachkredit von

270 . 000Schilling genehmigt hat ,einen Nachtragsskredit von 630 . 000Schilling
zu genehmigen .

GR .Pichler ( . . )verlangt Aufklärung ,wie der ursprüngliche Kos¬
tenvoranschlag ausgesehen hat . Dawird einmal ein Kredit von 270 . 000Schil¬
ling bewilligt ,jetzt kommtein Nachtragskredit von 630 . 000Schilling .Wieviel
Nachtragskredite sollen eigentlich noch bewilligt werden ?( Beifall . d .
Nat .soz . )

In seinem Schlusswort erklärt der Referent,es handle sich umkeine
Ueberschreitung ,sondern einfach um einen Nachtragskredit .Wennfür eine In¬
vestition keine entsprechende Deckung vorhanden sei ,müsse ein Kredit ange¬

sprochenwerden .
Der Referentenantrag wirdangenommen .
GR .Räusnitz ( soz ,dem . )beantragt ,den im Wirtschaftsplan 1932

der städtischen Elektrizitätswerke für Restzahlungen für Investitionen aus
den Vor - jahrenvorgesehenen Betrag von 13 ' 96Millionen S infolge Zahlungs - ¬
verschiebungen um den Betrag von ' 68Millionen B ,der aus denverfügbaren
Kassenbeständen zu bedecken ist ,zu erhöhen .

GR. Pichler ( . . )erklärt ,manhabe den Eindruck ,dass es sich bei
diesem Antrag umeine Verschleierung handle . ImAusschuss hiess es ,eshandl .
sich umInvestitionen ,dann hiess es Restzahlungen und jetzt bei derdritten
Auflage heisst es Zahlungsverschiebungen .Was stellen eigentlich die ' 68
Millionen S dar ?( Beifall bei den Nat .Soz . )

In seinem Schlusswort stellt der Berichterstatter fest ,dass von
einer Verschleierung nicht gesprochen werden kann . Eshandelt sich vielmehr
um eine rein rechnungsmässige Verschiebung von Zahlungen ,die schon vorgese¬
henwaren .

Der Referentenantnag wird angenommen .
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Die Tagesordnung ist erschöpft und es kommennunmehr die dring¬
lichen Anträge zur Behandlung .

Bgm . Seitz führt aus ,dass Anträge gestellt worden sind mit dem
Zusatzantrag ,sie zur Verlesung zu bringen .In der Geschäftsordnung ist
jedech dafür keine Begründung zu finden .Im § 16 der Geschäftsordnung ist
die Behandlung der Anfragen festgelegt .Dementsprechend wird die Frage der
Verlesung erst aktuell ,wenn die Antwort gegeben ist . Esliegen auch Dringlich
keitsanträge vor ,darunter ein Dringlichkeitsantrag des GR .Pichler undGe¬
nossen ,der jedoch nicht zulässig ist ,da er den Art .7 der Verfassung wider - ¬

spricht .
Es gelangen sodann die Dringlichkeitsanträge zurVerhandlung .
Ein Dringlichkeitsantrag des GR. Prinkeund Genossenverlangt

die Schadenserhebung in dem durch den letzten Hagelschlag getroffenen Ge¬
der Gemeinde Wien

bieten/und Hilfsmassnahmen für die Betroffenen .
GR .Prinke ( chr . soz . ) begüündetdie Dringlichkeit ,indem er ausführt

dass in Simmering und angrenzenden Gebieten rund 500 Joch Kultur teils voll¬
ständig verhichtet und weitere Kulturen durch den Hagelschlag schwer ge¬

schädigt wurden .Da sofortige Hilfe für die nun in Not geratenen Gärtner
äusserst dringlich ist,ergibt sich die Dringlichkeit des Antrages vonselbst

St . . Breitner führt aus,es sei tief bedauerlich ,wenn ein grosser
Kreis von Personen durch eine Wetterkatastrophe geschädigt werde . DieFra¬

ge der Hilfsmassnahmen ist im Grundsteuergesetz gelegen ,nach welchem es
den Eigentümern oder Pächtern obliegt ,den Schaden anzumelden .Kommissionen ,
die vomGemeinderateingesetzt werden ,haben dann an Ort und Stelle die
Schadenserhebungen anzustellen .Die betroffenen Pächter oder Eigentümer soller
daher möglichst rasch an den Magistrat herantreten ,um die Sache in Fluss

zu bringen .Weil das Gesetz den Pächtern diesen Wegvorschreibt ,könnedie - ¬
sem Antrag die Dringlichkeit nicht zuerkannt werden .

Die Dringlichkeit wirdabgelehnt .
Nunmehrgelangt der Dringlichkeitsantrag des GR. Kunschakund

Kollegen zur Verhandlung .Der Antrag verlangt ,die Gemeinde solle aus den
Erträgnissen der Wohnbausteuerzur Errichtung von Kleinwohnungsbautenund
Eigenheimen Hypothekardarkehen bis zu 75 Prozent der gesamten Baukosten ge¬

währen .
St . . Kunschak( chr . soz . )führt in der BegründungdesAntrages

aus ,die Wohnungsnot s nicht behoben ,die Arbeitsloseigkeit habeein
erschreckliches Ausmass angenommen .Da die Gemeinde mit ihrem Bauprogramm
der Wohnungsnot nicht Herr werden kann und die Arbeitslosegkeit mit allen
Mitteln bekämpft werden müsse,ist die Dringlichkeit des Antragesgegeben .

StrR . Weber( soz .dem . )erklärt ,der Antrag Kunschak will eine

Fortsetzung . amder beendigten Wohnbauaktion des Bundes .Es wäre
sehr wünschenswert gewesen,wenn die Partei des St . . Kunschak imNationalrat
bei der Bundesaktion verlangt hätte ,dass die bewohnbare Fläche nicht mehr
als 80 Quadratmeter betragen dürfe .Dann hätten aus der Bundesaktion nicht
18 . 000 ,sondern wirklich 30 . 000Wohnungen hergestellt werden können .Mit dem
Antrag sollen der Gemeinde die eigenen Mittel zur Ausführung ihres Baupro¬
grammes weggenommenund an Private verschenkt werden .Durch die Abgaben¬
teilung ist ohnehin eine furchtbare Schmählerung der Gemeinde undeine
überaus bedauerliche Einschränkung der Wohnbautääigkeit bewirkt worden .Das
jetzt noch zu verschärfen ,muss auf das entschiedenste abgelehnt werden .
Die Gemeinde fördert die Ejgenheimbewegung auf das Tatkräftigste . Der
heutige Antrag ist durch den letzthin gefassten Beschluss desGemeinderates ,
dass in den nächsten 5 Jahren die Abzahlungen der Besitzer von Häusern der
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der Heimbauhilfe von der Gesiba zur Erbauung von neuen Heimbauhäusern

verwendet werdn sollen ,überholt und daher abzulehnen .
DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .Nunmehrgelangt

der Antrag Dr .Alma Motzko zur Verhandlung ,der die Schaffung von Wirt - ¬

schaftssiedlungen verlangt .Die Antragstellerin begründet dee Antrag ,indem
sie ausführt ,dass die Gemeinde an der grossen Notlage der breiten Masse

nicht mit Bleichgültigkeit vorübergehen dürfe .Die Gemeinde sei Grossgrund¬
besitzerin und aller Grund ,der brach liegt ,müsse für Wirtschaftssiedlungen
zur Verfügunggestellt werden .

St . . Webererklärt ,dass in der Frage der Wirtschaftssie dlungen
im Natmonalratbereits ein Kuratoriumeingesetzt wordensei .LieGemeinde
Wien habe für die Innenkolonisation in der Leopoldau bereits 220 . 000

Quadratmeter Gründe zur Verfügung gestellt .Brachliegendes Land

ist nicht im Besitze der Gemeinde . Umsolches für die Innenkolonisation
frei zu bekommen ,braucht man ein Enteignungsgesetz ,das uns bisher immer
vorenthalten wurde . Wennes der Frau St . R .Motzko mit ihrem Antrag ernst
ist,so möge sie mit aller Energie auf Herrn Dr .Krasser einwirken ,umdie
Handhabe für eine Förderung der Innenkolonisation zu gewinnen .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .Esgelangt
nunmehr der Antrag des GR. Frauenfeld zur Verhandlung ,der für die Kriegsin¬

validen eine Fahrpreisermäs sigung auf der Strassenbahn von 50 Prozent und
die Zuweisung von Wohnungen an Kriegsbeschädigte verlangt .

In der Begründung der Dringlichkeit führt GR .Frauenfeld aus ,
dass es eine Schande sei ,dass erst heute der Antrag eingebracht werden
musste ,den Kriegsinvaliden den Strassenbahnfahrpreis um 50 Prozent zuermässi
gen . WennFachinierer und Etappenschweine Wohnungen bekommen ,müssen vor allem
die Kriegsbeschädigtenberücksichtigtwerden .WirwollenvonIhnensehen,
wie es um Ihre Phrase vom Sozialismus und mit der Tat steht .

St . . Weberführt aus ,dass mit Stadtratsbeschluss vom1o. Dezember
1919 den Kriegsbeschädigten auf der Strassenbahn eine 5oprozentige Fahrt¬
ermässigunggewährtwordenist . DieForderungnach ZuweisungvonWohnungenan
Kriegsbeschädigte sei ebenfalls schon überholt .Die Krankheit unddeshalb
auch die Beschädigung ,die jemand im Kriege erlitten hat ,werden bei der

Wohnungszuweisungbesondersbewertet .Leute der Art ,wie sieGemeinderat
Frauenfeld geschildert hat gibt es in den Gemeindehäusen nicht ( Beifall
bei derMehrheit ) ,

Dem Antrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .

Hölzl ,undGenossenIn einem weiteren Dringlichkeitsantrag der GR
wird der Bürgermeister aufgefordert „ VErsorge zu treffem ,dass die Demolierung
bewilligung für das Haus Wiedner Hauptstrasse 39 verweigert wird .

. *Dazu bemerkt GR . Hölzl ,dass es sich um ein Haus handelt ,das

aus dem Besitz der Firma Auspitz zu einem sehr niedrigen Preis in denBe¬
sitz der Vindobona . G .übergegangen ist .Die Parteien des Hauses wur denin
der ketzten Zeit durch einen Anschlag aufmerksam gemacht ,dass sie das Haus

räumen müssten ,da es demoliert werden soll ,In demHaus wohneneine Reihe
Kleinbürger ,Arbeiter und Geschäftsleute ,die durch die Demolierungauseer¬
ordennlich geschädigt würden ,da sie nicht in der Lage seicn ,eine neu

Wohnungzukaufen .
St . R.Honaystellt fest ,fassausdenMi

zu entnehmen ist ,dass ein Demolierungsansuchen bei (

nicht eingebracht wurde ,weshalb kein Anlass vorlie

tteilungen des
der Baubehörde

' ,denAntrag

Vorredners
noch
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dringlich zu behandeln .Im übrigen ist die Praxis der Baubchörde bei De¬

molierungsansuchensehr rigeros und nur sehr selten wird dieDomolierung
gestattet .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .
In einem weiteren Dringlichkeitsantrag des GR .Pichler und

Genossen ,wird der Bürgermeisteraufgefordert,bei sämtlichen seit derneuen
DienstordnungdurchgeführtenAufnahmenzuüberprüfen ,obdiebetreffenden
Personen der deutschen Nationalität angehören und jene Engestellten ,die
diesem Erfordernis nicht entsprechen ,unverzüglich aus dem Dienst auszu¬
schei den .GR .Pichler verweist darauf ,dass heute inWien ca 106 . 000Menschen
arbeitslos sind ,mit den Familien über 1oo. 000. Laruntersind wenigAuslän¬
der .( DerBürgermeister fordert den Redner auf ,sich auf die Frage der
Dringlichkeit zubeschränken ) .

Dagegenbefinden sich im Dienst der GemeindezahlreicheAnge¬
stellte die nicht der Beutschnationalität angehören .Es geht nicht an ,dass

Fremdrassige ein Amt der Gemeindebekleiden .
DerBürgermeisterermahntdenRednerwiederholt ,sich aufdie

Frageder Dringlichkeitzu beschränkenundnicht zumMeritumdesAntrages
zu sprechen ,da er ihm sonst das Wort entziehen müsste

GR .Pichler verlangt ,dass nur deutsche Volksgenossenin denGe¬
meindediensteingestellt werden.

Bgm .Seitz erklärt ,dass er Bedenkengehabt habe ,ob derAntrag
überhaupt zulässig ist .Bevor der Antrag verhandelt wird ,müsste mansich
aber erst darüber klar werden ,was unter demBegriff der Nationverstanden
wirdeineSchicksaldgemeinschaft ,eineRassengemeinschaftodereineSprachen¬

gemeinschaft .
Dem Antrag wird die Dringlichkeit nicht zuerknnt .
Ein wai terer Antrag des GR. Gratzenbergerund Genossenfordern

den Bürgermeister auf unverzüglich auf ,eine genauer Durchsuchungaller
Räume aller Kinderheime der Gemeinde unter Beiziehung von Polizei vorzu¬

nehmenundfalls sich dabei strafbare HandlungenvonGemeindeangestellten
ergeben ,diese abgesehenvonder strafrechtlichen Untersuchungenauchin
DisziplinaruntersuchungzuziehenunddemGemeinderatspätestensinder
zweitnächsten Sitzung darüber Bericht zu erstatten .GR .Grateznberger :Es

ist in der lætztenZeitvorgekommen ,dassdie Giftgaspartei . . . .BGm. Seitz:
Ich kannes nicht zulassen ,dass Sie hier eine Partei beleidigen .GR.
Gratzenberger Es ist durch einen Poligeibericht bekanntgeworden ,dassin
einemKinderheimder GemeindeHandgranatenund Gewehregefundenwurden .Der
Bürgermeister ersucht den Redner ,sich auf die dringliche Behandlung des

Gegenstandeszu beschränken ,GR .Gratzenberger : Damalshat der JudeDoutscher¬
klärt ,dass es noch nicht alle Waffen sind und diesmal hat der Judeaus¬
nahmsweisenicht gelogen . - DerBürgermeister ruft der Redner neuerlich zur
Sache und ermahnt ihn Angriffe gegen Personen ,die im Saale nicht anwesend
sind ,zuunterlassen( LebhafteZwischenrufebei denNat .soz. -GR. Mühlberger
zeigt ein Plakat herum ,in welchemaufgefordert wird ,die Kinder zuden
Kinderfreundenzu schicken .DerBürgermeisterfordert ihn auf ,solcheStörun¬
gen zuunterlassen .

Als GR .Gratzenberger neuerlich über Sprengmaterial spricht ,dasg
in demKinderheimgefundenwordensei ,ruft ihn der Bürgermeisterneuerlich
zur Sache und droht ihm die Wortentziehung an ,

GR ,Hratsanberger verliest hierauf denDringlichkeitsantrag und
ersucht ,ihm die Dringlichkeit zuzuerkenne .( Debhafter Beifall . d .Nat . soz . Y.

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt ,
Schluss der Sitzung 10 Uhr153ll Poßensbföstigung11 Uhr10 .
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